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5. März 2020 
Gemeinsame Resolution  

der dbb Gewerkschaften und Verbände 
 

Überhöhte Wochenarbeitszeit der Beamtinnen und Beamten: 
dbb fordert verbindlichen Zeitplan für die Rückführung der Arbeitszeit  

auf 39 Stunden 

 
Bei einem Arbeitstreffen der dbb Gewerkschaften und Verbände, in denen Beamtinnen 
und Beamte des Bundes organisiert sind, wurde die Rückführung der seit Jahren überhöh-
ten Wochenarbeitszeit erörtert.  
 
Mit der Anhebung der wöchentlichen Regelarbeitszeit auf 41 Stunden im Jahr 2006 haben die 
Beamtinnen und Beamten jahrelang ihren Beitrag zur Haushaltskonsolidierung geleistet, indem 
Stellenstreichungen durch Mehrarbeit aufgefangen wurden. Zwischenzeitlich hat sich die kon-
junkturelle Lage erholt und die Lage der Staatsfinanzen verbessert. Seit dem Jahr 2014 steht im 
Bundeshaushalt die schwarze Null. Nun ist die Politik am Zug: Sie muss ihr damaliges Verspre-
chen, die erhöhte Arbeitszeit bei einer verbesserten Wirtschaftslage wieder zurückzuführen, 
endlich einlösen. 
  

Foto: Jan Brenner (dbb) 
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Die Verbände und Gewerkschaften halten gemeinsam und entschieden fest: 
 

- Die Rückführung der Wochenarbeitszeit bei den Bundesbeamtinnen und Bundesbe-
amten auf 39 Stunden ist längst überfällig! 

 
- Die seinerzeitige Erhöhung der Wochenarbeitszeit als Maßnahme zur Konsolidierung 

des Bundeshaushalts hat angesichts der Rekordeinnahmen des Fiskus bereits seit 
Jahren ihre moralische Legitimität verloren! 
 

- Die Rückführung der Wochenarbeitszeit ist ein Gebot der Fairness, des Vertrauens 
und der Wertschätzung. Wegen der verbreiteten Enttäuschung und Verärgerung be-
steht dringender Handlungsbedarf! 
 

Doch der Bund will sich diesbezüglich nicht festlegen und spielt auf Zeit: Das Bundesinnenmi-
nisterium sieht sich – wie von Bundesinnenminister Horst Seehofer gegenüber dem dbb be-
amtenbund und tarifunion angeführt – wegen der notwendigen Rekrutierung und Ausbil-
dung neuer Nachwuchskräfte nicht in der Lage, die wöchentliche Dienstzeit sofort und in ei-
nem Schritt zurückzuführen.  
 
Für den dbb ist diese Haltung nicht hinnehmbar. Die Politik darf sich nicht mit dem Argu-
ment, dass zunächst der Personalaufwuchs der Bundesbehörden realisiert werden muss, aus 
der Verantwortung stehlen, und muss endlich klare Aussagen treffen. Der Personalaufwuchs 
kann dadurch Berücksichtigung finden, dass die Rückführung schrittweise stattfindet. 
 
Wir fordern daher einen konkreten und verbindlichen Zeitplan für die Rückführung der Wo-
chenarbeitszeit auf 39 Stunden: 
 

- schrittweise (in zwei Stufen),  
- zeitlich konkret und  
- rechtlich verbindlich hinsichtlich der Umsetzung! 

 
Ungeachtet der Sonderregelungen zur Arbeitszeit bei der Bahn und den Postnachfolgeunter-
nehmen unterstützen die GDL und die DPVKOM diese Forderung und erklären sich solida-
risch. 
 
Das bewährte Dienst- und Treueverhältnis ist keine Einbahnstraße.  
Unsere Kolleginnen und Kollegen bringen sich täglich in einem schwieriger und anspruchs-
voller gewordenen gesellschaftspolitischen Umfeld im Interesse unseres demokratischen Ge-
meinwesens engagiert ein.  
 
Wir fordern die Bundesregierung und das Parlament auf, jetzt zu handeln! 
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